
Auszug aus dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
 

 

§ 8 Verkürzung oder Verlängerung der Ausbildungsdauer 
 
(1) Auf gemeinsamen Antrag der Auszubildenden und der Ausbildenden hat die zuständige Stelle die 
Ausbildungsdauer zu kürzen, wenn zu erwarten ist, dass das Ausbildungsziel in der gekürzten Dauer 

erreicht wird. Satz 1 gilt bei einer Teilzeitberufsausbildung mit der Maßgabe, dass, wenn eine 
Verkürzung der Ausbildungsdauer entsprechend den Empfehlungen des Hauptausschusses nach 
Absatz 3 zu einer Ausbildungsdauer führt, die das Ende der für die betreffende Berufsausbildung in 
Vollzeit festgelegten Ausbildungsdauer höchstens um sechs Monate überschreitet, die 
Ausbildungsdauer auf das Ende der für die betreffende Berufsausbildung in Vollzeit festgelegten 

Ausbildungsdauer verkürzt wird. 
 
(2) In Ausnahmefällen kann die zuständige Stelle auf Antrag Auszubildender die Ausbildungsdauer 

verlängern, wenn die Verlängerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Vor der 

Entscheidung über die Verlängerung sind die Ausbildenden zu hören. 
 
(3) Für die Entscheidung über die Verkürzung oder Verlängerung der Ausbildungsdauer kann der 

Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung Empfehlungen beschließen. 


